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Vorwort

Zehn Jahre nach der ,Erkldrung der deutschen Bischéfe zum kirchlichen
Dienst" vom 27. 6. 1983 (vgl. Die deutschen Bischofe, Nr. 35) hat die Voll-
versammlung der Deutschen Bischofskonferenz am 22. September 1993 die
Erklérung neugefaldt und eine ,, Grundordnung des kirchlichen Dienstes im
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhaltnisse verabschiedet.

Ausgehend vom Leithild der kirchlichen Dienstgemeinschaft finden sich in
der Erkléarung grundlegende Aussagen zu Eigenart des kirchlichen Dienstes,
Anforderungen an Trager und Leitung kirchlicher Einrichtungen und an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, zu Loyalitétsobliegenheiten, Folgen von
VerstoRen gegen Loyalitdtsobliegenheiten, zur Koalitionsfreiheit und zum
,Dritten Weg“ nach KODA- und MAVO-Recht sowie zum gerichtlichen
Rechtsschutz.

Die , Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeits-
verhdltnisse" stellt eine kirchenrechtliche Verlautbarung der Bischéfe dar, die
die , Erklarung der deutschen Bischofe zum kirchlichen Dienst* normativ um-
setzt und sich vorrangig an die kirchlichen Einrichtungen und ihre Leitungen,
aber auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter richtet. Die Grundordnung
ist von den Di6zesanbischofen fur ihren Bereich als kirchliches Gesetz zum
1. Januar 1994 in Kraft gesetzt worden.

Im Unterschied zur Erkl&rung aus dem Jahr 1983, die die Kirchlichkeit einer
katholischen Einrichtung mehr an der Loyalitdt der einzelnen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter mal3, nimmt die neue Erkl&rung schon im Ansatz Tréger
und Leitung der Einrichtungen stérker in die Pflicht, indem ihnen die Verant-
wortung fur den katholischen Charakter der Einrichtung auferlegt wird. Im
Sinne einer Art ,,Unternehmensphilosophie® ist der katholische Charakter der
verschiedenen kirchlichen Einrichtungen festzulegen. Bei der Einstellung ha-
ben Trager und Leitung dafiir Sorge zu tragen, dal3 die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter die Eigenart des kirchlichen Dienstes kennen und bejahen. Sie
durfen die Glaubwiirdigkeit der Kirche und der Einrichtung, in der sie tétig
sind, nicht geféhrden. Neben dieser fundamentalen Loyalitat regelt die Grund-
ordnung dartber hinausgehende einzelne Loyalitétsverpflichtungen, die un-
terschiedliches Ausmal’ haben, je nachdem ob es sich um katholische, nicht-
katholische christliche oder nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
handelt. Bei katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im pastoralen,
katechetischen und erzieherischen Dienst und bei Téatigkeit aufgrund einer
»Missio canonica" ist das personliche L ebenszeugnisim Sinne der Grundsétze
der katholischen Glaubens- und Sittenlehre erforderlich.



Bei Versttlien gegen Loyalitétsobliegenheiten von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern sieht die Grundordnung eine differenzierte Reaktion des Dienstge-
bers vor. Eine Kiindigung kommt als letzte Mal3nahme in Betracht, wenn ein
kl&rendes Gespréch, eine Abmahnung, ein formeller Verweis oder eine ande-
re MalRnahme (z. B. Versetzung, Anderungskiindigung) nicht geeignet sind,
dem Obliegenheitsverstol? zu begegnen. Die Kiindigung muf3 freilich arbeits-
rechtlich und im Lichte der religiosen Dimension gerechtfertigt sein. Die
Maoglichkeit einer Weiterbeschéftigung hangt von den Einzelfallumsténden
und der Stellung der Mitarbeiterin und des Mitarbeitersin der kirchlichen Ein-
richtung ab. Die Grundordnung fuhrt beispielhaft auf, welche Loyalitatsver-
stéRe die Kirche als so schwerwiegend ansieht, dal? sie die Weiterbeschéfti-
gung praktisch ausschliefien.

Die Bischofe sind sich dariiber im klaren, daf3 der Abschied von einer bisher
im wesentlichen schematischen Kiindigungspraxis und die Berticksichtigung
der Einzelfallumsténde fir die Einrichtungen und Personal verwaltungen einen
intensiven Einsatz und ein sensibles Urteilsvermogen im Interesse der Glaub-
wiurdigkeit der Kirche fordert. Die bisherigen didzesanen Regelungen werden
nunmehr von den Didzesanbischéfen an die von der Deutschen Bischofskon-
ferenz beschlossene ,Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhdltnisse” angepafdt. Der Geltungsbereich ergibt sich
ausArtikel 2 der Grundordnung. Die dort in Abs. 2 genannten sonstigen kirch-
lichen Rechtstrager sind gehalten, die Grundordnung fiir ihren Bereich rechts-
verbindlich zu ibernehmen.

Die Deutsche Bischofskonferenz hat in einer vielseitig besetzten Arbeitsgrup-
pe und — zusammen mit den Herren Generalvikaren — auf zwei Studientagen
im Frihjahr 1992 und im Herbst 1993 versucht, unter Wahrung der tragenden
Grundsétze in verantwortlicher Weise den beschriebenen Weg einzuschlagen.
Im Namen der Bischofe danke ich allen fir die aul3erordentliche Mitarbeit an
dem hier nun vorgel egten Arbeitsrecht.

Mit der vorliegenden Verdffentlichung soll den Verantwortlichen der Trager
kirchlicher Einrichtungen, den Dienstgebern, Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern sowie allen Interessierten die M églichkeit gegeben werden, sich Uber das
kirchliche Arbeitsrecht zu informieren, damit die Umsetzung in den verschie-
denen kirchlichen Einrichtungen gelingen kann.

Bonn, den 9. Dezember 1993

+ bl Ui

Bischof Karl Lehmann



Erklarung der deutschen Bischdfe zum kirchlichen
Dienst

0. Praambel

1. Der Berufung aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott und unterein-
ander zu dienen, ist der Auftrag der Kirche. In lebendigen Gemeinden
und Gemeinschaften bemiht sie sich, weltweit diesem Auftrag durch
die Verkindigung des Evangeliums, die Feier der Eucharistie und der
anderen Sakramente sowie durch den Dienst am Mitmenschen gerecht
zu werden.?

Diese Sendung verbindet alle Glieder im Volk Gottes; sie bemiihen sich,
ihr je an ihrem Ort und je nach ihrer Begabung zu entsprechen.3 Diesem
Ziel dienen auch die Einrichtungen, die die Kirche unterhét und aner-
kennt, um ihren Auftrag in der Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu
kénnen. Wer in ihnen tétig ist, wirkt an der Erfullung dieses Auftrages
mit. Alle, die in den Einrichtungen mitarbeiten, bilden — unbeschadet
der Verschiedenheit der Dienste und ihrer rechtlichen Organisation —
eine Dienstgemeinschaft.

2. In der Bundesrepublik Deutschland ist der Kirche durch das Grundge-
setz die Freiheit garantiert, i hre Angelegenheiten selbstandig innerhalb
der Schranken des fur alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu ver-
walten.4 Die Kirche kann ihre Sendung und ihren Dienst in vielfaltigen
Formen verwirklichen. Sieist nicht darauf beschrénkt, daflir besondere
kircheneigene Gestaltungsformen zu entwickeln, sondern kann sich
auch der jedermann offenstehenden Privatautonomie bedienen, um ein
Dienstverhaltnis zu begriinden und zu regeln.5 Deshalb ist es ihr még-
lich, neben den ehrenamtlichen auch hauptamtliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zu gewinnen.

1 Vgl. Vaticanum 11, LG 1, 5; GS 3, 19, 40, 45.

2 Vgl. Vaticanum I1, LG 8, 9, 26; GS 24, 27, 41, 42, 88.
3 CIC cann. 208, 211, 215, 216.

4 Art. 140 GGi.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV.

5 BeschluRR des BVerfG vom 4. 6. 1985, E 70, 138.



3. Fir alle, dieim kirchlichen Dienst stehen, tragt die Kirche eine beson-
dere Verantwortung. Aufgrund ihrer Sendung ist die Kirche verpflich-
tet, die Personlichkeit und Wurde der einzelnen Mitarbeiterin und des
einzelnen Mitarbeiters zu achten und zu schiitzen und das Gebot der
L ohngerechtigkeit zu verwirklichen.® Das kirchliche Arbeitsrecht muf3
daher auf3er den Erfordernissen, die durch die kirchlichen Aufgaben und
Ziele gegeben sind, auch den Grundnormen gerecht werden, wie sie die
katholische Soziallehre fir die Arbeits- und Lohnverhaltnisse herausge-
arbeitet hat.”

Fir kirchliche Dienstverhdtnisse ergeben sich daraus folgende
Grundsétze:

I. Eigenart des kirchlichen Dienstes

Kirchliche Einrichtungen dienen dem Sendungsauftrag der Kirche. Daraus
ergibt sich, daf? alle Gestaltungsformen des kirchlichen Dienstes, auch die
arbeitsrechtlichen Beziehungen zwischen den kirchlichen Anstellungstré-
gern und ihren Beschéftigten, dem religiésen Charakter des kirchlichen
Auftrags entsprechen missen. In der Einrichtung selbst muf3 sichtbar und
erfahrbar werden, dal3 sie sich dem Auftrag Christi verpflichtet und der
Gemeinschaft der Kirche verbunden weil3. Alle Beteiligten, Dienstgeber
sowie leitende und ausfiihrende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, missen
bereit sein, ,,an der Verwirklichung eines Stiickes Auftrag der Kirche im
Geist katholischer Religiositédt, im Einklang mit dem Bekenntnis der ka-
tholischen Kirche und in Verbindung mit den Amtstragern der katholi-
schen Kirche"8 mitzuwirken.

II. Anforderungen an Trager und Leitung kirchlicher
Einrichtungen

1. Zielsetzung und Tétigkeit, Organisationsstruktur und Leitung kirchli-
cher Einrichtungen haben sich an der Glaubens- und Sittenlehre und an

6 Vgl. CIC can. 747 § 2 sowie cann. 231 § 2, 1286.
7 Vgl. Vaticanum I, GS 67.
8 Beschluf? des BVerfG vom 11. 10. 1977, E 46, 73, 87.
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der Rechtsordnung der Kirche auszurichten.® Jede dieser Einrichtungen
mui3 sich als Teil der Kirche begreifen. Keine Einrichtung darf sich oh-
ne Zustimmung der zustandigen kirchlichen Autoritét , katholisch* nen-
nen.1°

2. Tréger und Leitung tragen die Verantwortung fir den kirchlichen Cha-
rakter der Einrichtung. Sie haben auch daf ir zu sorgen, dal3 in der Ein-
richtung geeignete Personen tétig sind, die bereit und in der Lage sind,
den kirchlichen Charakter der Einrichtung zu pflegen und zu fordern.™
Nur wenn die religiose Dimension des kirchlichen Dienstes beachtet
und der kirchliche Charakter der Einrichtung durch alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter bejaht werden, kann die Kircheihren Dienst an dem
Menschen glaubwiirdig erfillen.

lll. Anforderungen der Kirche an die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter

1. Die Gestaltung des kirchlichen Arbeitsverhdltnisses geht von der
Dienstgemeinschaft aller aus, in der jede Mitarbeiterin und jeder Mitar-
beiter das kirchliche Selbstverstandnis der Einrichtung anerkennt und
dem dienstlichen Handeln zugrunde legt. Das verpflichtet jede Mitar-
beiterin und jeden Mitarbeiter zu einer Leistung und Loyalitét, die der
Stellung der Einrichtung in der Kirche und der Ubertragenen Aufgabe
gerecht werden. Die Kirche muR3 deshalb an ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter Anforderungen stellen, die gewahrleisten, dal3 sie ihren be-
sonderen Auftrag glaubwiirdig erfullen konnen. Dazu gehoren fachliche
Tuchtigkeit, gewissenhafte Erflllung der Gbertragenen Aufgabent2 und
eine Zustimmung zu den Zielen der Einrichtung.

2. Damit die Einrichtung ihre kirchliche Sendung erfiillen kann, muf3 der
kirchliche Dienstgeber bei der Einstellung darauf achten, daf3 eine Mit-
arbeiterin und ein Mitarbeiter die Eigenart des kirchlichen Dienstes be-
jaht. Er kann pastorale, katechetische und in der Regel erzieherische
Aufgaben nur einer Person Ubertragen, die der katholischen Kirche an-
gehort.

9 Vgl. Johannes Paul I1., Apost. Konst. ,,Ex corde Ecclesiae”, Normae generales Art. 2.
10 CIC cann. 216, 300, 803 § 3, 808.

11 Vgl. Johannes Paul I1., Apost. Konst. ,Ex corde Ecclesiag”, Normae generdes Art. 4.
2 Vgl.CICcan. 231 81.



3.
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(1) Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird er-
wartet, daid sie die Grundsétze der katholischen Glaubens- und Sit-
tenlehre anerkennen und beachten. Insbesondere im pastoralen, ka-
techetischen und erzieherischen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, die aufgrund einer Missio canonica tétig sind, ist
das personliche Lebenszeugnisim Sinne der Grundsétze der katho-
lischen Glaubens- und Sittenlehre erforderlich. Dies gilt auch fir
leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

(2) Von nichtkatholischen christlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern wird erwartet, daid sie die Wahrheiten und Werte des Evangeli-
ums achten und dazu beitragen, sie in der Einrichtung zur Geltung
zu bringen.

Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter missen bereit
sein, die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu Ubertragenden
Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfillen.

(3) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchenfeindliches
Verhalten zu unterlassen. Sie durfen in ihrer personlichen Lebens
fdhrung und in ihrem dienstlichen Verhalten die Glaubwirdigkeit
der Kirche und der Einrichtung, in der sie beschéftigt sind, nicht ge-
fahrden.

. Erflllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Beschaftigungsanfor-

derungen nicht mehr, so mufd der Dienstgeber durch Beratung versu-
chen, dal3 die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf
Dauer beseitigt. Im konkreten Fall ist zu prifen, ob schon ein solches
klarendes Gespréach oder eine Abmahnung, ein formeller Verweis oder
eine andere MaRnahme (z. B. Versetzung, Anderungskiindigung) geeig-
net sind, dem Obliegenheitsverstol3 zu begegnen. Eine Kiindigung muf3
als letzte Maf3nahme nicht nur arbeitsrechtlich, sondern auch im Licht
der religiosen Dimension der kirchlichen Dienstgemeinschaft gerecht-
fertigt sein. Die Méglichkeit einer Weiterbeschaftigung hangt von den
Einzelfallumstéanden ab, insbesondere vom Ausmald einer Gefahrdung
der Glaubwirdigkeit von Kirche und kirchlicher Einrichtung, von der
Belastung der kirchlichen Dienstgemeinschaft, der Art der Einrichtung,
dem Charakter der Ubertragenen Aufgabe, deren Nahe zum kirchlichen
Verkiindigungsauftrag, von der Stellung der Mitarbeiterin oder des Mit-
arbeitersin der Einrichtung sowie von der Art und dem Gewicht der Ob-
liegenheitsverletzung. Vor allem ist zu unterscheiden, ob eine Mitarbei-



terin oder ein Mitarbeiter die Lehre der Kirche bekéampft oder sie aner-
kennt, aber im konkreten Fall versagt.

IV. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der
Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen

1. In der Bundesrepublik Deutschland hat die Kirche das verfassungs-
maldig gewdhrleistete Recht, ein eigenes Regelungsverfahren zu schaf-
fen, um ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer
Arbeitsverhd tnisse zu beteiligen. Das Tarifvertragssystem mit dem zu
seinen Funktionsvoraussetzungen gehorenden Arbeitskampf sichert
nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes. Tarifvertrage kirchlicher
Einrichtungen mit verschiedenen Gewerkschaften sind mit der Einheit
des kirchlichen Dienstes unvereinbar. Streik und Aussperrung wider-
sprechen den Grunderfordernissen des kirchlichen Dienstes. Fur die
Einrichtungen der Glaubensverkiindigung und die Werke der Nachsten-
liebe gabe daher die Kircheihren Sendungsauftrag preis, wenn sieihren
Dienst den Funktionsvoraussetzungen des Tarifvertragssystems unter-
ordnen wrde.

2. Die Dienstgemeinschaft als das mal3gebende Strukturelement deskirch-
lichen Dienstes gebietet es, dal’ unterschiedliche Interessen bei Dienst-
gebern und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unter Beachtung des
Grundkonsenses aller Uiber den kirchlichen Auftrag ausgeglichen wer-
den. Diesem Zweck dient es, dal’ die Kirche mit paritétisch besetzten
Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechtes (KODA) einen
eigenen Weg zur Regelung der Vergitung und anderen Arbeitsbedin-
gungen geht. Die Kompetenz der arbeitsrechtlichen Kommission eroff-
net die Moglichkeit, dald jeder Interessenkonflikt Gegenstand einer
Schlichtung sein kann. Dabei bleibt die Hirtenaufgabe des Bischofs un-
berthrt, die umfassende Verantwortung fur alle ihm anvertrauten Glau-
bigen wahrzunehmen. Das durch die Kirche geschaffene Arbeitsrechts-
Regel ungsrecht (KODA-Ordnungen) sichert und fordert die Beteiligung
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsbe-
dingungen. Esleistet damit zugleich einen Beitrag fur die vom Kirchen-
Verstandni s getragene Dienstgemei nschaft.
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V. Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebs-
verfassung

Nach dem Grundgesetz bestimmt die Kirche flr den ihr zugeordneten Be-
reich, ,,ob und in welcher Weise die Arbeitnehmer und ihre Vertretungsor-
gane in Angelegenheiten des Betriebs, die ihre Interessen beriihren, mit-
wirken und mitbestimmen®.13 Die Mitbestimmung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ist geboten, weil sie den Dienst der Kirche verantwortlich
mitgestalten. Die Verwirklichung der Mitbestimmung kann nicht von der
Verfaldtheit der Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen Dienstverfas-
sung getrennt werden. Hierzu wurde auf Grund des kirchlichen Selbstbe-
stimmungsrechts die Ordnung fir Mitarbeitervertretungen erlassen. Damit
flllen die Kirchen den vom Staat zu selbstbestimmter Gestaltung aner-
kannten Regelungsraum auch zur Wahrung einer Konkordanz mit der
staatlichen Arbeitsrechtsordnung aus.

Zwar entscheiden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter selbst dartiber, ob
eine Mitarbeitervertretung gebildet wird; der Dienstgeber hat aber im Rah-
men der geltenden Regelung daran mitzuwirken und etwaige Hindernisse
zu beseitigen. Er soll denjenigen, die ein Amt in der Mitarbeitervertretung
Ubernehmen, erforderliche Hilfen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben an-
bieten. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen die Mdglichkeit des
Mitarbeitervertretungsrechts nutzen, ihre Rechte und Interessen, ihre An-
liegen und Sorgen in der vorgesehenen Weise zur Geltung zu bringen. Der
Dienstgeber darf sie hieran nicht hindern.

Der kircheneigene Weg im Mitarbeitervertretungsrecht schliefdt schon im
Hinblick auf die kirchliche Soziallehre eine gleichwertige soziale Verant-
wortung ein. Gleichwohl erfordert dieser Weg Unterschiede zum weltli-
chen Betriebsverfassungs- und Personal vertretungsrecht. Sie haben ihren
Grund in der Sendung der Kirche.

VI. Koalitionsfreiheit kirchlicher Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes kdnnen sich

in Austibung der Koalitionsfreiheit als kirchliche Arbeitnehmer zur Beein-
flussung der Gestaltung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in Ver-

13 Beschlul® des BVerfG vom 11. 10. 1977, E 46, 73, 94.
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einigungen (Koalitionen) zusammenschlief3en, diesen beitreten und sichin
ihnen betétigen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, in-
nerhalb ihrer Einrichtung fir den Beitritt zu diesen Koalitionen zu werben,
Uber deren Aufgaben und Tétigkeit zu informieren sowie Koalitionsmit-
glieder zu betreuen. Die Koalitionsfreiheit entbindet sie aber nicht von der
Pflicht, ihre Arbeit als Beitrag zum Auftrag der Kirche zu leisten.

Wegen der Zielsetzung des kirchlichen Dienstes mul3 eine Vereinigung
dessen Eigenart und die sich daraus fur die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ergebenden Loyalitatsobliegenheiten anerkennen. Vereinigungen,
die diesen Anforderungen gerecht werden, kdnnen die ihnen angehtren-
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der zul&ssigen Koalitionsbetéti-
gung in der Einrichtung unterstiitzen. Dabei haben se und die ihnen an-
gehdrenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darauf zu achten, dafi3 die
Arbeit einer kirchlichen Einrichtung unter el nem geistlich-religidsen Auf-
trag steht. Sie missen das verfassungsmaflige Selbstbestimmungsrecht der
Kirche zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes respektieren.

VIl. Gerichtlicher Rechtsschutz

Soweit die Arbeitsverhétnisse kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter dem staatlichen Arbeitsrecht unterliegen, sind die staatlichen Arbeits-
gerichte fUr den gerichtlichen Rechtsschutz zusténdig. Fir Rechtsstreitig-
keiten auf den Gebieten der kirchlichen Ordnungen fir ein Arbeitsver-
trags- und des Mitarbeitervertretungsrechts werden flr den gerichtlichen
Rechtsschutz unabhéngige kirchliche Gerichte gebildet.

VIIl. Gemeinsame Verantwortung

1. Bei ihrer Entscheidung fur ein kircheneigenes Dienst- und Arbeitsrecht
hat sich die Kirche davon leiten lassen, ,da3 das Grundgesetz der
menschlichen Vervollkommnung und deshalb auch der Umwandlung
der Welt, das neue Gebot der Liebeist, ... dal3 allen Menschen der Weg
der Liebe offensteht und der Versuch, eine umfassende Briiderlichkeit
herzustellen, nicht vergeblich ist*.1* Wenn die erzieherischen, caritati-
ven, missionarischen und sozialen Einrichtungen von diesem Glauben

14 Vgl. Vaticanum |1, GS 38.
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durchdrungen sind, bringen sie den Auftrag der Kirche in der Welt von
heute fur alle Menschen versténdlich zum Ausdruck.1s

2. Damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Sinn, Ziel und Struktur des

kirchlichen Dienstes und ihre eigene Aufgabe darin besser erkennen
koénnen, kommt ihrer Aus- und Fortbildung grof3e Bedeutung zu. Sie
mussen bereitsin der Aushil dungsphase mit den funktionalen Erforder-
nissen, aber genauso mit den ethischen und religitsen Aspekten ihres
Dienstes vertraut gemacht werden.
Im Rahmen der fachlichen und beruflichen Weiterbil dung muf3 auch fir
Fragen des Glaubens und der Wertorientierung sowie fur die Bewélti-
gung der spezifischen Belastungen der einzelnen Dienste in angemesse-
ner Wei se Raum geschaffen werden. Nur in einem Klima wechsel seiti-
gen Respekts und Vertrauens kann sich eine Spiritualitét entwickeln, die
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrem Einsatz tragt, den Men-
schen dient und die Kirche als ganze bereichert.16

3. Zum kirchlichen Dienst gehoren auch solche Glaubige, die auf Dauer
oder auf Zeit ehrenamtlich ohne Entgelt besondere Aufgaben in der Kir-
che erflllen, um durch dieses Apostolat mitzuhelfen, daf3 die Kirche ih-
re Aufgaben erflllen kann. Sie geben mit ihrem Einsatz eine Ermuti-
gung, sie stiitzen und bestérken die anderen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Sie tragen dazu bei, dal im Alltag der kirchlichen Dienste die
missionarische Kraft nicht erlahmt. Daher werden auch sie in die Wei-
terbildung Uber Fragen ihres Dienstes und des Glaubens sowie bei Hil-
fen der Lebensfiihrung einbezogen. Die hauptberuflich Tétigen sollen
dafir gewonnen werden, Uber ihren beruflichen Dienst hinaus bei der
Verwirklichung der Aufgaben der Kirche aus freien Stiicken mitzuar-
beiten.

Fulda, den 22. September 1993

15 Vgl. 2Kor 3,2.
6 Vgl. 1 Kor 12,14-21.

14



Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse

Die katholischen (Erz-)Bischdfe in der Bundesrepublik Deutschland er-
lassen, jeweilsfir ihren Bereich,

— in Verantwortung fir den Auftrag der Kirche, der Berufung aller Men-
schen zur Gemeinschaft mit Gott und untereinander zu dienen,

— in Wahrnehmung der der Kirche durch das Grundgesetz garantierten
Freiheit, ihre Angelegenheiten sel bstandig innerhal b der Schranken des
fr alle geltenden Gesetzes zu ordnen,

— zur Sicherung der Glaubwirdigkeit der Einrichtungen, die die Kirche
unterhalt und anerkennt, um ihren Auftrag in der Gesellschaft wirksam
wahrnehmen zu kénnen,

— in Erfullung ihrer Pflicht, dafd das kirchliche Arbeitsrecht aul3er den Er-
fordernissen, die durch die kirchlichen Aufgaben und Ziele gegeben
sind, auch den Grundnormen gerecht werden muf3, wie sie die katholi-
sche Soziall ehre flr die Arbeits- und Lohnverhéltnisse herausgearbeitet
hat,

die folgende

Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchli-
cher Arbeitsverhéltnisse

Artikel 1 Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes

Allein einer Einrichtung der katholischen Kirche Tétigen tragen durch ih-
re Arbeit ohne Riicksicht auf die arbeitsrechtliche Stellung gemeinsam da-
Zu bei, daRl die Einrichtung ihren Teil am Sendungsauftrag der Kirche er-
fullen kann (Dienstgemeinschaft). Alle Beteiligten, Dienstgeber sowielei-
tende und ausfihrende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, mussen
anerkennen und ihrem Handeln zugrunde legen, daR’ Zielsetzung und
Tétigkeit, Organisationsstruktur und Leitung der Einrichtung, fir die sie
tétig sind, sich an der Glaubens- und Sittenlehre und an der Rechtsordnung
der katholischen Kirche auszurichten haben.
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Artikel 2 Geltungsbereich

)

(2)

®)

Diese Grundordnung gilt fur Arbeitsverhal tnisse von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern bei den Dienststellen, Einrichtungen und sonstigen
selbstandig gefiihrten Stellen — nachfolgend als Einrichtung(en) be-
zeichnet —

a) der Diozesen,

b) der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen,

c¢) der Verbéande von Kirchengemeinden,

d) der Di6zesancaritasverbande und deren Gliederungen, soweit sie
offentliche juristische Personen des kanonischen Rechts sind,

€) der sonstigen offentlichen juristischen Personen des kanonischen
Rechts.

Diese Grundordnung ist auch anzuwenden im Bereich der sonstigen
kirchlichen Rechtstréger und ihrer Einrichtungen, unbeschadet ihrer
Rechtsform sowie des Verbandes der Didzesen Deutschlands und des
Deutschen Caritasverbandes. Die vorgenannten Rechtstréger sind ge-
halten, die Grundordnung fir ihren Bereich rechtsverbindlich zu
Ubernehmen.

Unter diese Ordnung fallen nicht Mitarbeiter, die auf Grund einesKle-
rikerdienstverhaltnisses oder ihrer Ordenszugehorigkeit tétig sind.

Artikel 3 Begrindung des Arbeitsver haltnisses

)

)

®)

16

Der kirchliche Dienstgeber mufl3 bei der Einstellung darauf achten, daf3
eine Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter die Eigenart des kirchlichen
Dienstes bejahen. Er mufd auch prifen, ob die Bewerberin und der Be-
werber geeignet und befahigt sind, die vorgesehene Aufgabe so zu er-
flllen, da3 sie der Stellung der Einrichtung in der Kirche und der tber-
tragenen Funktion gerecht werden.

Der kirchliche Dienstgeber kann pastorale, katechetische sowie in der
Regel erzieherische und leitende Aufgaben nur einer Person Ubertra-
gen, die der katholischen Kirche angehdrt.

Der kirchliche Dienstgeber muR3 bei allen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern durch Festlegung der entsprechenden Anforderungen sicher-
stellen, dal3 sie ihren besonderen Auftrag glaubwurdig erfiillen kon-
nen. Dazu gehdren fachliche Tiichtigkeit, gewissenhafte Erfllung der



(4)

(5)

Ubertragenen Aufgaben und eine Zustimmung zu den Zielen der Ein-
richtung.

FUr keinen Dienst in der Kirche geeignet ist, wer sich kirchenfeindlich
betétigt oder aus der katholischen Kirche ausgetreten ist.

Der kirchliche Dienstgeber hat vor Abschlul® des Arbeitsvertrages
durch Befragung und Aufklérung der Bewerberinnen und Bewerber
sicherzustellen, daf3 sie die fir sie nach dem Arbeitsvertrag geltenden
Loyalitatsobliegenheiten (Art. 4) erfillen.

Artikel 4 Loyalitatsobliegenheiten

(1)

(2)

©)

(4)

Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird erwar-
tet, daid sie die Grundsétze der katholischen Glaubens- und Sittenleh-
re anerkennen und beachten. Insbesondere im pastoralen, katecheti-
schen und erzieherischen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, die aufgrund einer Missio canonica tétig sind, ist das
personliche Lebenszeugnisim Sinne der Grundsétze der katholischen
Glaubens- und Sittenlehre erforderlich. Dies gilt auch fir leitende
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Von nichtkatholischen christlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
wird erwartet, dal3 s e die Wahrheiten und Werte des Evangeliums ach-
ten und dazu beitragen, siein der Einrichtung zur Geltung zu bringen.

Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter miissen bereit sein,
dieihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu Ubertragenden Aufgaben
im Sinne der Kirche zu erfillen.

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchenfeindliches Ver-
halten zu unterlassen. Sie dirfen inihrer personlichen Lebensfihrung
und in ihrem dienstlichen Verhalten die Glaubwirdigkeit der Kirche
und der Einrichtung, in der sie beschéftigt sind, nicht gefahrden.

Artikel 5 VerstoRRe gegen Loyalitatsobliegenheiten

(1)

Erflllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Beschaftigungsan-
forderungen nicht mehr, so muf3 der Dienstgeber durch Beratung ver-
suchen, dal3 die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf
Dauer beseitigt. Im konkreten Fall ist zu prifen, ob schon ein solches

17



)

(3)

(4)
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kléarendes Gespréach oder eine Abmahnung, ein formeller Verwei s oder
eine andere MalRnahme (z. B. Versetzung, Anderungskiindigung) ge-
eignet sind, dem Obliegenheitsverstold zu begegnen. Als letzte Mal3-
nahme kommt eine K indigung in Betracht.

Fur eine Kiindigung aus kirchenspezifischen Griinden sieht die Kirche
insbesondere folgende Loyalitéatsverstdile al s schwerwiegend an:

— Verletzungen der gemal3 Art. 3 und 4 von einer Mitarbeiterin oder
einem Mitarbeiter zu erflllenden Obliegenheiten, insbesondere
Kirchenaustritt, ¢ffentliches Eintreten gegen tragende Grundsétze
der katholischen Kirche (z.B. hinsichtlich der Abtreibung) und
schwerwiegende personliche sittliche Verfehlungen,

— AbschluR einer nach dem Glaubensverstandnis und der Rechtsord-
nung der Kirche ungtiltigen Ehe,

— Handlungen, die kirchenrechtlich a's eindeutige Distanzierung von
der katholischen Kirche anzusehen sind, vor allem Abfall vom
Glauben (Apostasie oder Haresie geméal3 c. 1364 8 1i.V. mit c. 751
CIC), Verunehrung der heiligen Eucharistie (c. 1367 CIC), tffentli-
che Gotteslasterung und Hervorrufen von Hafd und Verachtung ge-
gen Religion und Kirche (c. 1369 CIC), Straftaten gegen die kirch-
lichen Autoritéten und die Freiheit der Kirche (insbesondere gemaf3
den cc. 1373, 1374 CIC).

Ein nach Abs. 2 generell als Kiindigungsgrund in Betracht kommen-
des Verhalten schlief3t die Moglichkeit einer Weiterbeschaftigung aus,
wenn es begangen wird von pastoral, katechetisch oder leitend tatigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die aufgrund einer Missio canonicatétig sind. Von einer Kiin-
digung kann ausnahmswei se abgesehen werden, wenn schwerwiegen-
de Grunde des Einzelfall es diese al s unangemessen erscheinen lassen.

Wird eine Weiterbeschéftigung nicht bereits nach Abs. 3 ausgeschlos-
sen, so hangt im Ubrigen die Méglichkeit einer Weiterbeschéftigung
von den Einzelfallumstanden ab, insbesondere vom Ausmal einer Ge-
fahrdung der Glaubwiirdigkeit von Kirche und kirchlicher Einrich-
tung, von der Belastung der kirchlichen Dienstgemeinschaft, der Art
der Einrichtung, dem Charakter der Ubertragenen Aufgabe, deren
Nahe zum kirchlichen Verkindigungsauftrag, von der Stellung der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters in der Einrichtung sowie von der



()

Art und dem Gewicht der Obliegenheitsverletzung. Dabei ist auch zu
beriicksichtigen, ob eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Lehre
der Kirche bekdmpft oder sie anerkennt, aber im konkreten Fall ver-

sagt.

Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die aus der katholischen Kirche
austreten, kdnnen nicht weiterbeschéftigt werden.

Im Fall des Abschlusses einer nach dem Glaubensversténdnis und der
Rechtsordnung der Kirche unglltigen Ehe scheidet eine Weiterbe-
schaftigung jedenfalls dann aus, wenn sie unter ffentliches Argernis
erregenden oder die Glaubwiirdigkeit der Kirche beeintrachtigenden
Umsténden geschlossen wird (z. B. nach bdswilligem Verlassen von
Ehepartner und Kindern).

Artikel 6 Koalitionsfreiheit

(1) DieMitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes kénnen

(2)

sich in Austibung ihrer Koalitionsfreiheit as kirchliche Arbeitnehmer
zur Beeinflussung der Gestaltung ihrer Arbeits- und Wirtschaftsbe-
dingungen in Vereinigungen (Koalitionen) zusammenschlief3en, die-
sen beitreten und sich in ihnen betétigen. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sind berechtigt, innerhalb ihrer Einrichtung fir den Bei-
tritt zu diesen Koalitionen zu werben, Giber deren Aufgaben und Tétig-
keit zu informieren sowie Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Ko-
alitionsfreiheit entbindet sie aber nicht von der Pflicht, ihre Arbeit al's
Beitrag zum Auftrag der Kirche zu leisten.

Wegen der Zielsetzung des kirchlichen Dienstes muf3 eine Vereini-
gung dessen Eigenart und die sich daraus fir die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ergebenden L oyalitétsobliegenheiten anerkennen. Verei-
nigungen, die diesen Anforderungen gerecht werden, kénnen die ih-
nen angehdrenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der zuléassi-
gen Koalitionshetédtigung in der Einrichtung unterstiitzen. Dabel ha-
ben sie und die ihnen angehdrenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
darauf zu achten, daf3 die Arbeit einer kirchlichen Einrichtung unter
einem geistig-religitsen Auftrag steht. Sie missen das verfassungs-
mafdige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestaltung der sozia-
len Ordnung ihres Dienstes respektieren.
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Artikel 7 Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an
der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen

(1) Das Verhandlungsgleichgewicht ihrer abhéngig beschéftigten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei Abschluf® und Gestaltung der Arbeits-
vertrdge sichert die katholische Kirche durch das ihr verfassungs-
mafdig gewdhrleistete Recht, ein eigenes Arbeitsrechts-Regel ungsver-
fahren zu schaffen. Rechtsnormen fur den Inhalt der Arbeitsverhalt-
nisse kommen zustande durch Beschl isse von Kommissionen, die mit
Vertretern der Dienstgeber und Vertretern der Mitarbeiter paritatisch
besetzt sind. Die Beschliisse dieser Kommissionen bedirfen der
bischéflichen Inkraftsetzung flr das jeweilige Bistum. Das Nahere,
insbesondere die jeweiligen Zusténdigkeiten, regeln die KODA-Ord-
nungen. Die Kommissionen sind an diese Grundordnung gebunden.

(2) Wegen der Einheit des kirchlichen Dienstes und der Dienstgemein-
schaft als Strukturprinzip des kirchlichen Arbeitsrechts schlief3en
kirchliche Dienstgeber keine Tarifvertrage mit Gewerkschaften ab.
Streik und A ussperrung scheiden ebenfalls aus.

Artikel 8 Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebs-
verfassung

Zur Sicherung ihrer Selbstbestimmung in der Arbeitsorganisation Kirchli-
cher Einrichtungen wéhlen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach
Mal3gabe kirchengesetzlicher Regelung Mitarbeitervertretungen, die an
Entscheidungen des Dienstgebers beteiligt werden. Das Nahere regelt die
jeweils geltende Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO). Die Gremien
der Mitarbeitervertretungsordnung sind an diese Grundordnung gebunden.

Artikel 9 Fort- und Weiterbildung

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Anspruch auf berufliche Fort-
und Weiterbildung. Diese umfassen die fachlichen Erfordernisse, aber ge-
nauso die ethischen und religi 6sen Aspekte des Dienstes. Hierbei miissen
auch Fragen des Glaubens und der Wertorientierung sowie die Bewdlti-
gung der spezifischen Belastungen der einzelnen Dienste angemessen
berlicksichtigt werden.
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Artikel 10 Gerichtlicher Rechtsschutz

(1) Soweit die Arbeitsverhaltnisse kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unterliegen, sind die staatlichen
Arbeitsgerichte fur den gerichtlichen Rechtsschutz zustandig.

(2) Fur Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirchlichen Ordnungen
fur ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbeitervertretungsrechts werden
fir den gerichtlichen Rechtsschutz unabhéngige kirchliche Gerichte
gebildet.

(3) Die Richter sind von Weisungen unabhéangig und nur an das kirchliche
und staatliche Gesetz und Recht gebunden. Zum Richter kann berufen
werden, wer katholisch ist und nicht durch kirchenbehdérdliche Ent-
scheidung in der Ausiibung der allen Kirchenmitgliedern zustehenden
Rechte behindert ist sowie die Gewahr dafiir besitzt, dal3 er jederzeit
fir das kirchliche Gemeinwonhl eintritt. Ferner muf3 er die zur Recht-
sprechung erforderliche Qualifikation haben.

Fulda, den 22. September 1993

Anhang

Erklarung des Standigen Rates der Deutschen Bischofskonferenz zur
Unvereinbarkeit von Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz mit den Loyalitatsobliegenheiten nach der Grundordnung
des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhaltnisse

Das neu geschaffene Rechtsinstitut der Lebenspartnerschaft nach dem ,Ge-
setz zur Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Gemein-
schaften: Lebenspartnerschaften vom 16. Februar 2001 (BGBI. | S. 266)"
widerspricht der Auffassung tber Ehe und Familie, wie sie die katholische
Kirche lehrt. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst, gleich
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ob sie der katholischen Kirche angehdren oder nicht, die nach diesem Gesetz
eine ,eingetragene Lebenspartnerschaft* eingehen, verstoRen dadurch gegen
die fur sie geltenden Loyalitatsobliegenheiten, wie sie ihnen nach Artikel 4
der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeits-
verhéaltnisse in der geltenden Fassung auferlegt sind.

Das Eingehen einer eingetragenen Lebenspartnerschaft ist deshalb ein
schwerwiegender Loyalitatsverstol3 im Sinne des Artikel 5 Abs. 2 der o. g.

Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsver-
haltnisse, der die dort geregelten Rechtsfolgen nach sich zieht.

Wiirzburg, den 24. Juni 2002
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Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhaltnisse

— Begrindung —

—Einleitung, Art. 4, 5, 8, 9, 10 verfaldt von Herrn Prof. Dr. Wilhelm Diitz,
Augsburg; Art. 1, 2, 3, 6, 7 verfaldt von Herrn Prof. Dr. Reinhard Richardi,
Regensburg —

Einleitung

Waéhrend die ,, Erklérung zum kirchlichen Dienst" bischéfliche Grundsét-
ze zum Leithild einer kirchlichen Dienstgemeinschaft enthalt, handelt es
sich bei der ,, Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchli-
cher Arbeitsverhaltnisse* um eine kirchenrechtliche Verlautbarung der
Bischéfe. Inhaltlich geht es bei der Grundordnung um eine normative Um-
setzung der Erklarung zum kirchlichen Dienst. Funktional ist diese Ord-
nung im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts! darauf
ausgerichtet, dal? die Kirche mit der kirchenspezifischen Regelung ihrer
Arbeitsverhaltnisse sowohl von der jedermann zustehenden Privatautono-
mie als auch von ihrem verfassungsméaldig gewahrleisteten Selbstbesti m-
mungsrecht Gebrauch macht: Privatautonom erfolgt die Entscheidung der
Kirche fur die Beschéaftigung kirchlicher Arbeitnehmer auf der Grundlage
eines Arbeitsvertrags. Eigenstandig werden von der Kirche festgelegt ein-
mal die kirchlichen Besonderheiten der Arbeitsverhéltnisse kirchlicher
Arbeitnehmer und zum anderen die Ordnungen und Besonderheiten des
kollektiven kirchlichen Arbeitsrechts, insbesondere die KODA-Ordnun-
gen und das kirchliche Mitarbeitervertretungsrecht.

Begrindung zu Art. 1

Der kirchliche Dienst steht unter dem Leitbild einer Dienstgemeinschaft.
Die Verfassungsgarantie des Sel bstbestimmungsrechts durch Art. 140 GG

1 Beschluf? des BVerfG vom 4. 6. 1985, E 70, 138, 164ff.
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i.V.m. Art. 137 Abs. 3 WRV gewéhrleistet den Kirchen in der Bundesre-
publik Deutschland, dal3 sie ,der Gestal tung des kirchlichen Dienstes auch
dann, wenn sieihn auf der Grundlage von Arbeitsvertrégen regeln, das be-
sondere Leithild einer christlichen Dienstgemeinschaft aler ihrer Mitar-
beiter zugrunde legen kénnen®.2 Die Bestimmung stellt daher an die Spit-
ze der Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes, dal? ale in einer Ein-
richtung der katholischen Kirche Téatigen durch ihre Arbeit ohne
Ricksicht auf die arbeitsrechtliche Stellung gemeinsam dazu beitragen,
dal? die Einrichtung ihren Teil am Sendungsauftrag der Kirche erfillen
kann.

Damit gibt Art. 1 zugleich eine Legaldefinition der Dienstgemeinschaft.
Bei der Erflllung ihres Auftrages, der Berufung aller Menschen zur Ge-
meinschaft mit Gott und untereinander zu dienen, geht es nicht nur um die
dienende Nachfol ge des einzelnen, sondern auch um das Zusammenstehen
vieler in einer ,, Gemeinschaft des Dienstes* (vgl. den griechischen Text in
2 Kor 8,4). Diesem Ziel dienen die Einrichtungen, die die Kirche unterhalt
und anerkennt, um ihren Auftrag in der Gesellschaft wirksam wahrnehmen
zu kénnen. Wer in ihnen tétig ist, wirkt deshalb, wie es in der Erklarung
der Bischdfe zum kirchlichen Dienst heildt, an der Erflllung dieses Auf-
trages mit. Darauf beruht, daR alle, die in den Einrichtungen mitarbeiten,
— unbeschadet der Verschiedenheit der Dienste und ihrer rechtlichen Or-
ganisation — eine Dienstgemeinschaft bilden.

Basis fur die Dienstgemeinschaft ist das gemeinsame Priestertum aller
Glaubigen.® Der Bedeutungsgehalt der Dienstgemeinschaft wird von der
katholischen Kirche und den reformatorischen Kirchen im wesentlichen
gleich begriindet. Zur Dienstgemeinschaft gehtren aber nicht nur die kon-
fessionsverschiedenen Christen, wenn sie in den Dienst einer Einrichtung
der katholischen Kirche treten, sondern auch Nichtchristen kénnen, wenn
sie sich freiwillig dazu bereit erkléren, zwar nicht im Verkindigungs-
dienst, aber bei der Wahrnehmung anderer Aufgaben einen Auftrag der
Kirche erfiillen.4

Fur ale Mitarbeiter gilt einheitlich, dald sie mit ihrer Arbeit einen Beitrag
zur Erflllung des der Kirche gestellten Auftrags leisten, wenn sie in den
Dienst einer Einrichtung der katholischen Kirchetreten. Alle Beteiligten —
Dienstgeber sowie leitende und ausfilhrende Mitarbeiterinnen und Mitar-

2 Beschlu des BVerfG vom 4. 6. 1985, E 70, 138, 165.
3 Vgl. CIC cann. 204, 208.
4 Vgl . Johannes Paul I1., Apost. Konst. , Ex corde Ecclesiag“, Normae generales Art. 4 § 4.
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beiter — missen deshalb, wie es in Satz 2 heil3t, anerkennen und ihrem
Handeln zugrunde legen, dal3 Zielsetzung und Tétigkeit, Organisations-
struktur und Leitung der Einrichtung, flr die sie tétig sind, sich an der
Glaubens- und Sittenl ehre und an der Rechtsordnung der katholischen Kir-
che auszurichten haben. Diese Regelung gehdrt zu den Grundprinzipien
des kirchlichen Dienstes. Sie steht nicht zur Disposition des Rechtstréagers
einer Einrichtung, die sich ,katholisch* nennt. Ihre Sonderstellung inner-
halb der Arbeitsrechtsordnung hat eine Einrichtung nur, wenn sie teilhat
~an der Verwirklichung eines Stiickes Auftrag der Kirche im Geist katho-
lischer Religiositéat, im Einklang mit dem Bekenntnis der katholischen
Kirche und in Verbindung mit den Amtstrégern der katholischen Kirche® .5
Nach dem Staatskirchenrecht des Grundgesetzes ist das Selbstbestim-
mungsrecht ndmlich ein Recht der Religionsgesellschaft, nicht der von ihr
geschaffenen, unterhaltenen oder anerkannten Einrichtungen. Diese haben
vielmehr nur teil an dem der Religionsgesellschaft gegentiber dem Staat
verfassungsrechtlich garantierten Sel bstbestimmungsrecht.

Die Dienstgemeinschaft als Leitprinzip des kirchlichen Dienstes hat Aus-
wirkungen auf die Anforderungen der Kirche an Trager und Leitung kirch-
licher Einrichtungen (Art. 3) und an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(Art. 4). Die Anerkennung einer Dienstgemeinschaft bedeutet nicht, dafd
es im kirchlichen Dienst keine Interessenkonflikte gibt. Sie gebietet aber,
wie esin der Erklarung der Bischéfe zum kirchlichen Dienst (unter 1V 2)
heifdt, da’ unterschiedliche Interessen bei Dienstgebern und Mitarbeitern
unter Beachtung des Grundkonsenses aller Uber den kirchlichen Auftrag
ausgeglichen werden. Diesem Zweck dient es, dal3 die Kirche mit pa-
ritétisch besetzten Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechtes
(KODA) einen eigenen Weg zur Regelung der Vergiitung und anderen Ar-
beitsbedingungen geht (Art. 7). Dem Leitbild der Dienstgemeinschaft
dient schliefdlich die kircheneigene Betriebsverfassung durch das Mitar-
beitervertretungsrecht; denn die Verwirklichung der Mitbestimmung kann
nicht von der Verfalitheit der Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen
Dienstverfassung getrennt werden.

Begrindung zu Art. 2

Die Bestimmung legt den Geltungsbereich der Grundordnung fest. Sie
berticksichtigt, dal’ die Gesetzgebungsbefugni s des Bischof s kirchenrecht-

5 BeschluR des BVerfG vom 11. 10. 1977, E 46, 73, 87.
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lich begrenzt sein kann und dal? insbesondere bei verselbstandigten Ein-
richtungen in privatrechtlicher Form eine Zuordnung zur Kirche durch die
Satzung abgesichert sein muR. Da staatskirchenrechtlich die Sonderstel-
lung innerhalb der Arbeitsrechtsordnung aber nicht auf der Satzungsauto-
nomie, sondern auf dem verfassungsrechtlich verbirgten Selbstbestim-
mungsrecht der Kirche beruht,® sind Rechtstrager, fir die der Bischof die-
se Grundordnung nicht unmittelbar in Kraft setzen kann, gehalten, sie fr
ihren Bereich rechtsverbindlich zu tibernehmen.

Klargestellt wird, dafd unter diese Ordnung nicht Mitarbeiter fallen, die auf
Grund eines Klerikerdienstverhd tnisses tétig sind.

Begrindung zu Art. 3

Dakirchliche Einrichtungen dem Sendungsauftrag der Kirche dienen, ha-
ben ihre Tréger und ihre Leitung die Verantwortung fir den kirchlichen
Charakter der Einrichtung. Die Bestimmung verlangt daher in Abs. 1 vom
kirchlichen Dienstgeber, bel der Einstellung darauf zu achten, dai3 eine
Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter die Eigenart deskirchlichen Dienstes be-
jahen, wobei der Dienstgeber auch zu prifen hat, ob die Bewerberin und
der Bewerber geeignet und befahigt sind, die vorgesehene Aufgabe so zu
erfillen, da3 sie der Stellung der Einrichtung in der Kirche und der tber-
tragenen Funktion gerecht werden. Die Bestimmung zeigt, dal3 die Aus-
richtung des kirchlichen Dienstes am Leitbild einer Dienstgemeinschaft
nicht nur den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine besondere Loyali-
tatsobliegenheit auferlegt, sondern vor allem auch den kirchlichen Dienst-
geber in die Pflicht nimmt. Von seiner Sorgfalt bei der Personenauswahl
hangt namlich ab, ob eine Einrichtung fir die Offentlichkeit glaubwiirdig
der katholischen Kirche zugerechnet werden kann, damit sie den ihr von
Jesus Christus gestellten Dienstauftrag in der Gesell schaft wirksam erful-
len kann.

Der Abs. 2 dient ebenfall s diesem Zweck. Die Bischofe verlangen in ihrer
Erklarung zum kirchlichen Dienst, dafl3 der kirchliche Dienstgeber pasto-
rale, katechetische und in der Regel erzieherische Aufgaben nur einer Per-
son Ubertragen kann, die der Kirche angehort (unter 111 2); denn insbeson-
dere im pastoralen, katechetischen und erzieherischen Dienst ist das per-
sonliche Lebenszeugnis im Sinne der Grundsédtze der katholischen
Glaubens- und Sittenlehre erforderlich (unter I11 3 (1)). Pastoral oder ka-

6 Vgl . Urteil desBAG vom 10. 12. 1992, AP Nr. 41 zu Art. 140 GG.
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techetisch tatige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter missen daher katho-
lisch sein. Darliber hinaus kann ein kirchlicher Dienstgeber sonst erziehe-
rische Aufgaben ebenfalls in der Regel nur einer Person Ubertragen, die
der katholischen Kirche angehort.

Abs. 2 verlangt auf3erdem, dal? der Dienstgeber in der Regel auch leitende
Aufgaben nur einer Person Ubertragen kann, die der katholischen Kirche
angehort; denn wer in einer Einrichtung leitende Aufgaben erfillt, nimmt
Funktionen wahr, die besondere Bedeutung fir den Bestand und die Ent-
wicklung der Einrichtung haben. Er soll ein Vorbild sein (vgl. 1 Tim 4,12).
Wieinsbesondere im pastoral en, katecheti schen und erzieherischen Dienst
gilt daher auch fiir leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, da3 das per-
sonliche Lebenszeugnis im Sinne der Grundsétze der katholischen Glau-
bens- und Sittenlehre erforderlich ist (Art. 4 Abs. 1 Satz 3). Auch fir die
Glaubwiirdigkeit der Kirche in der Offentlichkeit ist von Gewicht, dai3 das
Leitungspersonal einer Einrichtung féhig und bereit ist, dazu bei zutragen,
dal in der Einrichtung die Eigenart des kirchlichen Diengtes sichtbar und
erfahrbar wird. Bei LoyalitatsverstoRen, die nach Art. 5 Abs. 2 generell als
Kndigungsgrund in Betracht kommen, sind daher die leitend tatigen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter dem Personenkreis gleichgestellt, der pasto-
ral, katechetisch oder auf Grund einer Missio canonica tétig ist (Art. 5
Abs. 3).

Abs. 3 legt fest, worauf ein kirchlicher Dienstgeber bei jeder Bewerberin
und jedem Bewerber zu achten hat, wenn er einen Arbeitsvertrag ab-
schliefdt. Damit der Dienstgeber die hier in Abs. 3 genannte Bestimmung
erfullen kann, mufd er fir den Tétigkeitsbereich einer Mitarbeiterin oder
eines Mitarbeiters Funktionsbeschreibungen erstellen und ein entspre-
chendes Anforderungsprofil festlegen. Die Prifungspflicht erstreckt sich
auch darauf, ob man bei objektiver Beurteilung davon ausgehen kann, daf3
die Bewerberin oder der Bewerber die in Art. 4 genannten L oyalitétsob-
liegenheiten einhalt.

Der Klarstellung dient in diesem Zusammenhang Abs. 4, nach dem fiir kei -
nen Dienst in der Kirche geeignet ist, wer sich kirchenfeindlich betétigt
oder aus der katholischen Kirche ausgetreten ist. Nicht besonders genannt
ist der Austritt einer nichtkatholischen Person ausihrer Kirche. Erfolgt er
zum Ubertritt in die katholische Kirche, so bedeutet diese Entscheidung
eine Identifizierung mit Wesen und Auftrag der katholischen Kirche. Er-
folgt er dagegen unter Abwendung von der christlichen Lehre, so handelt
es sich um eine Person, bei der begriindete Zweifel bestehen, ob sie bereit
ist, dieihr in einer kirchlichen Einrichtung zu tbertragenden Aufgaben im
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Sinne der Kirche zu erfullen, wiees Art. 4 Abs. 3 fur diesen Personenkreis
verlangt.

Die Bestimmung des Abs. 5 schlagt die Briicke zur Regelung in Art. 4 tiber
die Loyalitétsobliegenheiten einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters
im Dienst einer Einrichtung der katholischen Kirche. Deshalb wird klar-
gestellt, dafl3 der kirchliche Dienstgeber vor Abschluf3 des Arbeitsvertrages
durch Befragung und Aufklérung der Bewerberinnen und Bewerber si-
cherzustellen hat, daf3 sie die fur sie nach dem Arbeitsvertrag geltenden
Loyalitéatsobliegenheiten erfillen.

Begrindung zu Art. 4

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts haben die Ar-
beitsgerichte die Mal3stdbe der verfaliten Kirche fur die Bewertung Kir-
chenspezifischer Loyalitatsobliegenheiten im Arbeitsverhédltnis zugrunde-
zulegen einschliefllich der Frage, ,,0b und wie innerhalb der im kirchlichen
Dienst tétigen Mitarbeiter eine ,Abstufung’ der Loyalitétspflichten ein-
greifen sol1“.7 Danach sind von der Kirche mit dem Ziel auch von Rechts-
sicherheit und Gl eichbehandlung mal3gebende Richtlinien fir solche Ob-
liegenheiten aufzustellen. Dies erfolgt mit Art. 4 in der Weise, dal? an die
Erklarung zum kirchlichen Dienst angekniipft wird:

Von katholischen Beschéftigten wird erwartet, dal3 sie die Grundsétze der
katholischen Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beachten (I11. 3.
(1), S. 1). Insbesondere im pastoralen, katechetischen und erzieherischen
Dienst sowie bei Beschéftigten, die aufgrund einer Missio canonica tétig
sind, ist das personliche L ebenszeugnis im Sinne dieser Grundsétze erfor-
derlich (a.a.0O., S. 2); hier wird ein in Art. 3 Abs. 2 der Grundordnung
bereits angesprochenes Prinzip weiterentwickelt. Entsprechendes gilt fur
leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Von nichtkatholischen christlichen Beschéftigten wird erwartet, dal3 sie
die Wahrheiten und Werte des Evangeliums achten und dazu beitragen, sie
in der Einrichtung zur Geltung zu bringen.

Nichtchristliche Beschéftigte missen bereit sein, dieihnen in einer kirch-
lichen Einrichtung zu tibertragenden Aufgaben im Sinne der Kirche zu er-
fallen (I1. 3. (2)).

Alle Beschéftigten haben kirchenfeindliches Verhalten zu unterlassen
(1. 3. (3), S. 1). Damit wird ein schon in Art. 3 Abs. 4 der Grundordnung

7 Beschluf? des BVerfG vom 4. 6. 1985, E 70, 138, 167f.
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formuliertes Prinzip erneut aufgegriffen. Sie dirfen in ihrer personlichen
Lebensfihrung und in ihrem dienstlichen Verhalten die Glaubwrdigkeit
der Kirche und der Einrichtung, in der sie beschéftigt sind, nicht geféhr-
den (I1. 3. (3), S. 2).

Begriindung zu Art. 5

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts haben die Ar-
beitsgerichte die kirchlichen Maf3stdbe im Hinblick auf kiindigungsrele-
vante kirchenspezifische Verhaltensobliegenheiten zugrundezulegen. Ins-
besondere bestimmen die Kirchen insoweit, welches die wesentlichen
Grundsétze der Glaubens- und Sittenlehre sind sowie was als gegebenen-
falls schwerer Verstol3 hiergegen anzusehen ist und ob bzw. wie innerhalb
der kirchlichen Mitarbeiter eine Anforderungs- bzw. Sanktionenabstufung
stattfindet.® Angesichts der vielfétigen M oglichkeiten menschlichen Ver-
haltens ist es nicht erreichbar, einen abschliel}enden Katalog von malf3ge-
benden Obliegenheiten, Verletzungsformen und Sanktionsarten aufzustel -
len. Erstrebenswert ist aber eine Regelung, die Uber die bisher Ubliche,
ganz allgemein gehaltene sog. Kirchlichkeitsklausel zur Ausrichtung der
personlichen Lebensfiuhrung deutlich hinausfihrt. Das erméglicht eine
differenziert gefafite Generalklausel in Verbindung mit typischen Regel-
beispielen, die fallgruppenartig bisherige Erfahrungen aufgreifen. Dies
wird mit Art. 5 wiederum in Anlehnung an die Erklérung zum kirchlichen
Dienst versucht:

Erflllt ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin die Beschéftigungsanforde-
rungen nicht mehr, so gehen Beratung, klérendes Gespréch, Abmahnung,
Verweis, Versetzung und Anderungskiindigung einer Beendigungskiindi-
gung vor. Eine Beendigungskiindigung kommt nur als letzte Malinahmein
Betracht (I1. 4., S. 1 bis 3).

In Abs. 2 werden typische Regelbeispiele fir kirchenspezifische Kindi-
gungsgrinde aufgezéhlt, ohne dal’ damit ein abschliel3ender Katalog auf-
gestellt wirde: Obliegenheitsverletzungen gemal3 Art. 3 und 4, vor allem
Kirchenaustritt, ¢ffentliches Eintreten gegen tragende kirchliche Grund-
sétze (z.B. hinsichtlich der Abtreibung), schwerwiegende personliche sitt-
liche Verfehlungen, ungiiltige Eheschlielung sowie Handlungen, die kir-
chenrechtlich als eindeutige Distanzierung von der katholischen Kirche
anzusehen sind.

8 Beschluf? des BVerfG vom 4. 6. 1985, E 70, 138, 167f.
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Derartige schwerwiegende Versttlle gegen Kkirchliche Grundsétze
schlief3en nach Abs. 3 aus kirchlicher Sicht, abgesehen von ganz besonde-
ren extremen Ausnahmeféllen, die Weiterbeschaftigung bei bestimmten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus. Angesprochen wird hier ein Perso-
nenkreis, der auch bereits nach Art. 3 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 1 einer be-
sonderen Bindung unterstellt worden ist.

Nach Abs. 4 hangt eine Weiterbeschaftigung im Utbrigen von den Einzel-
fallumstanden ab, ndmlich vom Ausmal3 einer Gefahrdung der kirchlichen
Glaubwirdigkeit, von der Belastung der kirchlichen Dienstgemeinschaft,
der Art der Einrichtung, dem Charakter der tibertragenen Aufgabe, deren
Né&he zum kirchlichen Verkindigungsauftrag, von der Stellung der Mitar-
beiterin oder des Mitarbeitersin der Einrichtung sowievon der Art und dem
Gewicht der Obliegenheitsverletzung (I11. 4. S. 4); dabei ist auch zu beriick-
sichtigen, ob eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Lehre der Kirche
bekampft oder sie anerkennt, aber im konkreten Fall versagt (I11. 4., S. 1 u.
5). Von diesem Abs. 4 werden zunéchst die Beschéftigten mit einer beson-
deren Bindungi. S.v. Abs. 3 erfaldt, soweit es ndmlich um Verstolze gemai
Abs. 2 geht, aber im konkreten Fall Entlastungsgriinde vorgebracht werden
kénnen, und soweit es sich um andere alsin Abs. 2 aufgefiihrte Obliegen-
heitsverletzungen handelt. Auf alle Ubrigen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter erstreckt sich Abs. 4 wegen aller Obliegenheitsverletzungen.

Zwei Fallewerden in Abs. 5 als Griinde fir eine Nichtweiterbeschéftigung
besonders hervorgehoben: Der Kirchenaustritt und die ungultige Ehe-
schlieBung unter 6ffentliches Argernis erregenden oder die Glaubwiirdig-
keit der Kirche beeintréchtigenden Umstéanden.

Abschlieflend ist zur Kiindigungsproblematik hervorzuheben, dai3 die Kir-
che im Bereich ihres Selbstbestimmungsrechts, in dem ihr also nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts arbeitsrechtliche Kompe-
tenzen zustehen,® nur festlegen kann, was aus ihrer Sicht als Kiindigungs-
grund in Betracht zu ziehen ist, wahrend der Kindigungsgrund letztlich
erst vom staatlichen Arbeitsgericht im Anschlul? an eine umfassende Ab-
wégung der Umsténde des konkreten Einzelfalles bejaht wird.

Begrindung zu Art. 6

Die Bestimmung stellt Inhalt und Reichweite der Koalitionsfreiheit fur
den kirchlichen Dienst klar. Bei der Koalitionsfreiheit geht es um ein

9 Beschluf? des BVerfG vom 4. 6. 1985, E 70, 138, 167f.
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Grundrecht, das fur die Kirche bindend ist und von ihr nach ihrer Lehre
auch anerkannt und gefordert wird. Es setzt voraus, daf3 fir die Erbringung
von Dienstleistungen ein Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhdltnis besteht,
wobei unerheblich ist, ob es privatrechtlich als Arbeitsverhéltnis oder 6f-
fentlich-rechtlich a's Beamtenverhéltnis gestaltet ist. Koalitionsfreiheit
gilt nur dort, wo Arbeit im fremden Dienst das Beschéftigungsverhéltnis
préagt, also auch inhaltlich die Voraussetzungen daf ir gegeben sind, daf3
man sich zur Wahrung und Forderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen zusammenschliefit.

Fir Kleriker gilt die Schranke, dafd sie sich nur zur Verfolgung von
Zwecken, die dem Klerikerstand angemessen sind, mit anderen zusam-
menschlielfen kdnnen.1© Sie haben von der Grindung oder der Mitglied-
schaft in Vereinigungen abzusehen, deren Zielsetzung oder Tétigkeit sich
nicht mit den dem Klerikerstand eigenen Pflichten vereinbaren |83t oder die
gewissenhafte Erfillung der ihnen von der zusténdigen kirchlichen Auto-
ritét Ubertragenen Aufgabe hemmen kann.t An der Leitung von Gewerk-
schaftendirfen sienicht aktiv teilnehmen, aul3er diesist nach dem Urteil der
zustandigen kirchlichen Autoritét erforderlich, um die Rechte der Kirchezu
schiitzen oder das allgemeine Wohl zu fordern.*2 Fur andere Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst bestehen di ese Schranken nicht.
Wer aber einem Institut des geweihten L ebens (Ordensingtitut oder Séku-
larinstitut) angehdrt, steht in einer besonderen L ebensordnung, die es aus-
schliefdt, sich zu einer Koalition zusammenzuschlief3en.

Sieht man von diesem Personenkreis ab, so kénnen, wie Abs. 1 Satz 1 klar-
stellt, sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes
in Koalitionen zusammenschlief3en, diesen beitreten und sich in ihnen
betétigen. Das Grundrecht schliefdt auch ein, wie es in dem folgenden
Satz 2 heil3t, dal3 die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berechtigt sind, in-
nerhalb ihrer Einrichtung fir den Beitritt zu diesen Koalitionen zu werben,
Uber deren Aufgaben und Tétigkeit zu informieren sowie Koalitionsmit-
glieder zu betreuen. Die Gewerkschaften erhalten dadurch aber kein Zu-
trittsrecht zu den Einrichtungen. Das Grundrecht der Koalitionsfreiheit
verlangt dies nicht, wie das Bundesverfassungsgericht klargestellt hat.:3
Dakirchlicher Dienst niemals wertneutral geleistet wird, sondern stets in
der Bindung zur Sendung der Kirche steht, stellt Abs. 1 Satz 3 klar, dal3 die

0 Vgl. CICcan. 278 § 1.

1 CICcan. 278 § 3.

2 CICcan. 287 § 2.

13 Beschlufd des BVerfG vom 17. 2. 1981, E 57, 220, 245 ff.
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Koalitionsfreiheit nicht von der Pflicht entbindet, die Arbeit as Beitrag
zum Auftrag der Kirche zu leisten. Daraus ergeben sich Konsequenzen fir
die kollektive Koalitionsfreiheit in der Kirche.

Eine Koalition mul3, wie esin Abs. 2 Satz 1 heil3t, wegen der Zielsetzung
des kirchlichen Dienstes dessen Eigenart und die sich daraus fur die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter ergebenden L oyalitétsobliegenheiten aner-
kennen. Darin liegt keine Einschrénkung der Koalitionsfreiheit, sondern
diese Anforderung ergibt sich aus dem Koalitionszweck der Interessen-
wahrnehmung innerhalb des kirchlichen Dienstes. Die Koalitionsfreiheit
ist ein verfahrensgepragtes Grundrecht. Die Zweckbestimmung des kirch-
lichen Dienstes und der damit verbundene Pflichtengehalt stehen nicht zur
Disposition des Koalitionsverfahrens.

Vereinigungen, die den Anforderungen fiir eine Koalition im kirchlichen
Dienst gerecht werden, kdnnen, wie Abs. 2 Satz 2 klarstellt, die ihnen
angehorenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der zul&ssigen Koali-
tionsbetétigung in der Einrichtung unterstiitzen. Die Wahrnehmung dieser
Hilfsfunktion féllt unter die Kernbereichsgarantie der Koalitionsfreiheit.
Sie umfalét die Unterstiitzung der Mitglieder bei deren Einflul3nahme auf
die Auswahl der Personen, die in den Arbeitsrechtlichen Kommissionen
des Dritten Weges (KODA) und in der Mitarbeitervertretung (MAV) die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vertreten. Die Koalitionen und die ihnen
angehtrenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben aber, wie es in
Abs. 2 Satz 3 heift, darauf zu achten, dal’ die Arbeit einer kirchlichen
Einrichtung unter einem geistig-religiosen Auftrag steht. Darausfolgt ins-
besondere, dal3 keine kirchliche Einrichtung Angriffe auf die Lehre der
Kirche und ihre Amtstrager dulden muRR. Gewerkschaftliches Informa-
tions- und Werbematerial muf3, wie das Bundesarbeitsgericht festgestellt
hat, das verfassungsméfige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Ge-
staltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes respektieren.*

Begrindung zu Art. 7

Durch Art. 7 wird in die Grundordnung aufgenommen, dai die katholische
Kirche das Verhandlungsgleichgewicht ihrer abhangig beschéftigten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter bei Abschlul? und Gestaltung der Arbeits-
vertrége durch ein kircheneigenes Arbeitsrechts-Regelungsverfahren si-

14 Urteil des BAG vom 14. 2. 1978, AP Nr. 26 zu Art. 9 GG (insoweit nicht aufgehoben von
BVerfGE 57, 220ff.).
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chert. Die Dienstgemeinschaft als das mal3gebende Strukturelement des
kirchlichen Dienstes gebietet es, dal3 unterschiedliche Interessen bei
Dienstgebern und Mitarbeitern unter Beachtung des Grundkonsenses aller
Uber den kirchlichen Auftrag ausgeglichen werden. Diesem Zweck dienen
die KODA-Ordnungen. Sie regeln das Néhere, insbesondere diejeweiligen
Zustandigkeiten.

Inihrer Erklarung zum kirchlichen Dienst weisen die Bischofe darauf hin,
dal3 durch die Gestaltung dieser Arbeitnehmerbeteiligung die M 6églichkeit
eroffnet wird, dald jeder Interessenkonflikt Gegenstand einer Schlichtung
sein kann. Darin liegt ein Unterschied zur Tarifautonomie. Verweigern die
Arbeitgeber ndmlich den Abschluld eines Tarifvertrags Uber einen be-
stimmten Gegenstand, so konnen die Gewerkschaften einseitig keine Re-
gelung herbeifiihren. Deshalb gibt die staatliche Arbeitsrechtsordnung die
Befugnis zum Arbeitskampf, um unter Einsatz dieses Druckmittels zu
einer vertraglichen Verhandlung und Einigung zu gelangen. Die Bischofe
haben in ihrer Erklérung zum kirchlichen Dienst darauf hingewiesen, dafd
das Tarifvertragssystem mit dem zu seinen Funktionsvoraussetzungen
gehodrenden Arbeitskampf nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes si-
chert (unter IV 1). Tarifvertrage kirchlicher Einrichtungen mit verschiede-
nen Gewerkschaften seien mit der Einheit des kirchlichen Dienstes unver-
einbar. Streik und Aussperrung widersprachen den Grunderfordernissen
des kirchlichen Dienstes. Der von der Kirche begangene Weg zur Beteili-
gung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Regelung der Vergu-
tung und anderen Arbeitsbedingungen entspricht der Besonderheit der
Dienstgemeinschaft. Er fugt sich in die Rechtsordnung der katholischen
Kirche ein. Daher verlangt die Grundordnung, dal3 die Beschliisse der
paritdtisch mit Vertretern der Dienstgeber und Vertretern der Mitarbeiter
besetzten Kommissionen der bischoflichen Inkraftsetzung fir das jeweili-
ge Bistum bedirfen.

Diese Regelung sichert, daf3 die Hirtenaufgabe des Di6zesanbischofs un-
bertihrt bleibt, die umfassende Verantwortung fir alle ihm anvertrauten
Glaubigen wahrzunehmen. Seine Anerkennung bedeutet keine Beein-
tréchtigung der Paritét. Sie bezweckt insbesondere auch keine Einbezie-
hung des Didzesanbischofs in Lohnkonflikte, sondern sieist lediglich die
Konsequenz der Rechtsregel, daf der Ditzesanbischof die Gestaltung des
kirchlichen Dienstes nicht auf eine von ihm unabhangige Einigungsstelle
Ubertragen kann. Die Anerkennung paritétischer Gestaltung der Arbeits-
entgelte und sonstigen Arbeitsbedingungen bezweckt keine Ersetzung der
bischoflichen Gesetzgebungsbefugnis. Darauf zielt auch die Feststellung
in der Erklarung zum kirchlichen Dienst, daf? bei der KODA-Regelung die
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Hirtenaufgabe des Di6zesanbischofs unberthrt bleibt, die umfassende
Verantwortung fur alle ihm anvertrauten Glaubi gen wahrzunehmen; denn
das kircheneigene Beteiligungsmodell leistet mit seiner Form einer Betei-
ligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Ar-
beitsbedingungen einen Beitrag fur die vom Kirchen-Versténdnis getra-
gene Dienstgemei nschaft.

Der Abs. 2 enthélt die Regelung, die sich fir die katholische Kirche ausih-
rer Entscheidung fir das Beteiligungsmodell des Dritten Weges ergibt. Ta-
rifvertrdge werden in diesem Beteiligungsmodell nicht abgeschlossen.
Streik und Aussperrung scheiden ebenfalls aus. Gehért eine Einrichtung
zur katholischen Kirche, so darf sie daher keine Tarifvertrage mit Ge-
werkschaften abschlielen. Daraus folgt zugleich, dal? auch der Beitritt zu
einem Arbeitgeberverband keine Tarifgebundenheit zur Folge haben darf.
Die Einheit des kirchlichen Dienstes gebietet es vielmehr, dal3 die Ein-
richtung das kirchliche Arbeitsrechts-Regelungsrecht anwendet.

Begriindung zu Art. 8

Im kirchlichen Mitarbeitervertretungsrecht sind Eigenstandigkeit und Ein-
heitlichkeit des kirchlichen Arbeitsrechts am weitesten fortgeschritten. Es
wurde 1985 zul etzt allgemein novelliert; eine Weiterentwicklung wird vor-
bereitet. Hierauf wird in Art. 8 verwiesen. Mit dieser Bezugnahme wird
zugleich zum Ausdruck gebracht, dal? das Mitarbeitervertretungsrecht als
kirchliche Betriebsverfassung kirchengesetzlich festgel egt wird, insbeson-
dere also nicht dem Beteiligungskonzept nach den KODA-Ordnungen un-
terliegt; das schliefdt selbstverstandlich eine Mitwirkung der kirchlichen
Arbeitnehmer an der Fortschreibung des Mitarbeitervertretungsrechts
nicht aus.

Begrindung zu Art. 9

Berufliche Fort- und Weiterbildung sind auch fir kirchliche Beschéftigte
selbstversténdlich. Das wird in Art. 9 auch und insbesondere hinsichtlich
der kirchlichen Dimension des Dienstes festgehalten. Es geht hierbei um
eine fortdauernde Bildung zu den Besonderheiten des kirchlichen Arbeits-
verhéltnisses, so wie sie in der Erklérung zum kirchlichen Dienst und in
der Grundordnung des kirchlichen Dienstes konkretisiert werden.
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Begrindung zu Art. 10

Deutlich hervorzuheben ist, dal3 kirchliche Arbeitnehmer in arbeitsrechtli-
chen Streitigkeiten die staatlichen Arbeitsgerichte in allen Fragen nach
wie vor anrufen kénnen, in denen ihnen bislang der Weg zum staatlichen
Arbeitsgericht offensteht. Das wird in Abs. 1 ausdriicklich bestétigt.

Auf der anderen Seite gibt es staatliche,’> allgemein-6ffentliche und auch
innerkirchliche'® Erwartungen, dal3 die Kirche eigene unabhangige Ge-
richte zur Entscheidung von Streitigkeiten aus solchen Bereichen einrich-
tet, in denen ihr nach dem Kirchlichen Sel bstbestimmungsrecht eine eige-
ne arbeitsrechtliche Regelungsmacht zusteht. Hierauf zielt Art. 10 Abs. 2
ab; Abs. 3 legt Kriterien fur die richterliche Unabhéngigkeit fest. Dement-
sprechend sind im Mitarbeitervertretungsrecht Schlichtungsstellen vorge-
sehen. Diese leisten nicht nur schlichtende Vertragshilfe zur Uberwindung
von Regelungsstreitigkeiten durch Kollektivvereinbarung. Vielmehr ent-
scheiden sie auch bestimmte Rechtsentscheidungen aus dem Mitarbeiter-
vertretungsrecht; insoweit haben sie hdchstrichterliche Anerkennung als
Gerichte erfahren, die rechtsstaatlichen Grundsdtzen gerecht werden.*”
Abs. 2 legt fest, dald mitarbeitervertretungsrechtliche Spruchstellen nicht
nur enumerativ bestimmte Rechtsstreitigkeiten entscheiden sollen, son-
dern eine generalklauselartig umschriebene Rechtsentscheidungskompe-
tenz erhalten. Entsprechendes gilt fiir eine Entscheidung von Rechtsstrei-
tigkeiten aus den KODA-Ordnungen.

15 Beschlufd des BVerfG vom 12. 2. 1981, ZevKR 26, 382, 384; Beschlul? des BAG vom
25. 4. 1989, EzA § 611 BGB Kirchliche Arbeitnehmer Nr. 28.

16 Vgl. Beschluf3 der Zentralen Schlichtungsstelle beim Deutschen Caritasverband vom 8. 5.
1992

17 BeschluR des BAG vom 25. 4. 1989, EzA § 611 BGB Kirchliche Arbeitnehmer Nr. 28.

35



	Erklärung der deutschenBischöfe zum kirchlichen Dienst / Grundordnung des kirchlichenDienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse
	Inhalt
	Vorwort
	Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen Dienst
	0. Präambel
	I. Eigenart des kirchlichen Dienstes
	II. Anforderungen an Träger und Leitung kirchlicher Einrichtungen
	III. Anforderungen der Kirche an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
	IV. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen
	V. Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebsverfassung
	VI. Koalitionsfreiheit kirchlicher Mitarbeiterinnen undMitarbeiter
	VII. Gerichtlicher Rechtsschutz
	VIII. Gemeinsame Verantwortung

	Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse
	Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicherArbeitsverhältnisse
	Artikel 1 Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes
	Artikel 2 Geltungsbereich
	Artikel 3 Begründung des Arbeitsverhältnisses
	Artikel 4 Loyalitätsobliegenheiten
	Artikel 5 Verstöße gegen Loyalitätsobliegenheiten
	Artikel 6 Koalitionsfreiheit
	Artikel 7 Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ander Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen
	Artikel 8 Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebsverfassung
	Artikel 9 Fort- und Weiterbildung
	Artikel 10 Gerichtlicher Rechtsschutz


	Anhang: Erklärung des Ständigen Rates der Deutschen Bischofskonferenz zur Unvereinbarkeit von Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartnerschaftsgesetzmit den Loyalitätsobliegenheiten nach der Grundordnungdes kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse
	Begründung zur Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhältnisse





